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Realitäts-Check bei der EU
Schweizer Parlamentarier werden in Brüssel von einer Rumpfdelegation empfangen

ANTONIO FUMAGALLI, BRÜSSEL

Es war ein reichlich ungewohntes Bild:
Thomas Aeschi, Fraktionschef der SVP
und einer der vehementesten Geg-
ner des bilateralen Vertragspakets, sass
vor einer EU-Flagge. Als Vorsitzender
der EU/Efta-Delegation der Schweizer
Bundesversammlung hatte er die Ehre –
oder die Pflicht –, das diesjährige inter-
parlamentarische Treffen der Schweiz
und der EU zu leiten, das am Montag-
nachmittag im Brüsseler Parlaments-
gebäude durchgeführt wurde. Es fand
bereits zum 44.Mal statt.

Dieses Jahr hatte es aber eine beson-
dere Qualität: Es war die erste Sitzung
nach demAbschluss der Verhandlungen
im bilateralenDossier. ImZentrum stand
die Beziehungspflege, schliesslich ist das

EU-Parlament seit weniger als einem
Jahr neu zusammengesetzt. Für eine in-
takte Beziehung ist ein Gegenüber in
Fleisch und Blut freilich von Vorteil –
und dabei gibt es noch Luft nach oben,
wie sich im Saal Spinelli 5E2 des sech-
zehnstöckigen Gebäudes gezeigt hat.

Die EU hat andere Probleme

Die Schweizer EU/Efta-Delegation um-
fasst fünf Mitglieder plus fünf Stellver-
treter. Nach Brüssel gereist sind fünf
Vertreter der fünf grössten Parteien. In
der Delegation aufseiten der EU sitzen
18 Parlamentarier plus 18 Stellvertre-
ter. Beim Treffen war zu Beginn jedoch
lediglich ein einziger EU-Parlamenta-
rier, der Vorsitzende Andreas Schwab,
anwesend.Drei weitere trudelten später

ein, die letzte Parlamentarierin erst eine
halbe Stunde vor Veranstaltungsende.

Die Mitte-Nationalrätin Elisabeth
Schneider-Schneiter kaschierte ihreVer-
ärgerung darüber kaum. «Ich hätte mir
wirklich gewünscht, dass mehr EU-Par-
lamentarier hier sind», sagte sie beim
Austausch, der – anders als die Treffen
in der Schweiz – öffentlich zugänglich
war. Für eine Freundschaft brauche es
die Grosszügigkeit der Schweiz gegen-
über der EU, «aber auch von der EU
gegenüber der Schweiz», sagte sie.

Zur Entschuldigung der EU-Parla-
mentarier ist einzuwenden, dass sich
die Delegation auch um andere Nicht-
mitgliedsländer zu kümmern hat, dar-
unter das sicherheitspolitisch derzeit
besonders wichtige Norwegen. Längst
nicht alle Delegierten kennen sich also

mit der Schweiz aus. Zudem fanden
gleichzeitig Sitzungen der parlamenta-
rischen Ausschüsse statt.

Dennoch zeigte die Konfiguration
geradezu exemplarisch das Ungleich-
gewicht des öffentlichen Interesses: Für
die Schweiz ist das bilaterale Verhält-
nis zur EU von eminenter Bedeutung,
das auch mit entsprechender Emotio-
nalität diskutiert wird. Umgekehrt gilt
dies nicht annähernd im gleichen Aus-
mass. Gerade im derzeitigen geopoliti-
schen Kontext hat Brüssel weitaus ge-
wichtigere Probleme als die Bezie-
hungen zur Schweiz.

«Die Aufregung ist zu gross»

Dazu passt auch die jüngste Polemik
rund um die Einsicht in die Verträge:
Das Vorgehen des Aussendepartements,
die Dokumente nur einzelnenVerbänden
und Parlamentariern in einem «Reading-
Room» vorzulegen, sorgte in Bundesbern
für rote Köpfe – und bot der SVP für den
Vorwurf der «Geheimverträge» ein ge-
fundenes Fressen. Sie organisierte ver-
gangenen Mittwoch sogar eigens einen
Point de Presse zu demThema.

In Brüssel hätte die gleiche Veran-
staltung niemanden vom Stuhl gerissen.
«In meinen Augen ist die Aufregung
in der Schweiz zu gross. In wenigen
Wochen können ohnehin alle die Ver-
träge anschauen», sagt Schwab.Weil er
erfahren habe, dass die Schweizer Kol-
legen die rund 750 Seiten hätten be-
gutachten dürfen, habe er ebenfalls um
Einblick gebeten und Zugang erhalten,
sagt er. Etwas Unerwartetes habe er
darin nicht entdeckt.

Auch die übrigen Mitglieder der
Schweizer Delegation sowie die Spitze
des auswärtigen Ausschusses dürften
theoretisch Einsicht nehmen. Wer die
Möglichkeit tatsächlich wahrgenommen
hat, ist nicht bekannt – Schwab rechnet
mit «drei bis fünf Personen». Entspre-
chend sind die Regeln auch weniger
strikt:Der Zugriff erfolgt zwar über eine
gesicherte Website, die das Ausdrucken
oder Weiterleiten des Dokuments ver-
unmöglicht. Anders als in Bern müssen
sich die interessierten Parlamentarier
aber nicht physisch an einen bestimmten
Ort begeben und haben keine zeitlichen
Einschränkungen für den Einblick.

Inhaltlich sind beim Delegations-
treffen keine gewichtigen Pflöcke ein-
geschlagen worden, darauf lag aber
auch nicht der Fokus. Am konkretes-
ten waren die Fragestellungen rund
um die künftige parlamentarische Zu-
sammenarbeit, die sich gemäss Ver-
tragswerk intensivieren wird – sofern
es denn je in Kraft tritt. Den befürwor-
tendenAussenpolitikern schwebt etwa
vor, in Brüssel ein permanentes Büro
einzurichten. Damit könnten legisla-
tive Entwicklungen innerhalb der EU,
die wegen der dynamischen Rechts-
übernahme an Bedeutung gewinnen,
frühzeitig erkannt und gegebenenfalls
beeinflusst werden.

Geht es nach dem SVP-MannAeschi,
wird es gar nie so weit kommen. Er
und seine Partei haben sich ganz dem

Kampf gegen die Verträge verschrie-
ben – was trotz seiner Doppelrolle als
Delegationsvorsitzender auch im Brüs-
seler Parlamentssaal unüberhörbar war.
Er sprach gegenüber dem Vertreter der
EU-Kommission vom «Unterwerfungs-
vertrag», von der «zusehends verarmten
und verbürokratisierten EU» und ver-
sprach ihm, dass die Schweizer Bevöl-
kerung ein «anderes Urteil fällen wird,
als Sie sich das wünschen».

Der Gesichtsausdruck des EU-Ver-
treters wurde von der Kamera des Live-
Streams nicht eingefangen. Der SP-
Nationalrat Eric Nussbaumer aber sagte
an die Adresse des EU-Parlamentariers
Schwab: «Sie wollten einmal die Origi-
naltöne der Schweizer Debatte hören,
das konnten Sie nun. Und das war nur
ein kleiner Vorgeschmack.»

Allein auf weiter Flur: Kaum jemand befasst sich im EU-Parlament so intensiv mit der Schweiz wie Andreas Schwab (Bild
von 2020). THIERRY MONASSE / GETTY

Kritik an der Mitholz-Räumung
Die Finanzkontrolle verweist auf Mängel beim Risiko- und Qualitätsmanagement

CHRISTINA NEUHAUS

Von aussen wirkt der Berghang bei Mit-
holz ruhig und friedlich – eine trügeri-
sche Stille. Denn unter dem Geröll des
Kandertals lagern seit einer verheeren-
den Explosion im Jahr 1947 noch immer
rund 3500TonnenMunition undmehrere
hundert Tonnen Sprengstoff. Die Sicher-
heitslage, einst unterschätzt, erwies sich
nach einer Untersuchung von 2018 als
erheblich riskanter als bislang angenom-
men. Daraufhin entschied der Bund, das
Dorf Mitholz ab 2033 für mindestens
zehn Jahre zu räumen, 2023 bewilligten
National- und Ständerat einenVerpflich-
tungskredit über 2,59Milliarden Franken
zur vollständigen Räumung.

Für die Bewohner von Mitholz be-
deutet der Entscheid der Politik viel
Unsicherheit und eine grosse psychische
Belastung. Nicht wenige Einheimische
halten die Gefahr für gering. Das nicht
ohne Grund. Denn jahrzehntelang galt
das Lager als ungefährlich und wurde
sogar zu einer modernenTruppenunter-
kunft umgebaut. Das blieb so, bis das
Verteidigungsdepartement (VBS) 2017
wegen eines geplanten Rechenzentrums
neue Risikoanalysen anforderte.

Die Bewohner sind skeptisch

Doch auch einige Experten zweifeln
an der Notwendigkeit einer umfas-
senden Sanierung. Aus einem Bericht

des Kommandos Kamir, der Fachstelle
für Kampfmittelräumung der Schwei-
zerArmee, geht hervor, dass die Muni-
tionsspezialisten die Gefahr einer rie-
sigen Detonation in Mitholz für mäs-
sig bis gering hielten.Anderthalb Jahre
lang hatten sie Sondierungen durch-
geführt. In ihrem Abschlussbericht
zogen sie dann den Schluss, dass die
Munitionsrückstände, die noch im Berg
liegen, kein grosses Explosionsrisiko
bergen würden.

In der Öffentlichkeit stiess die Ein-
schätzung auf grosses Interesse, imVBS
und in derArmee nicht. Im Februar ver-
öffentlichte das VBS ein neues Fakten-
blatt. Fazit: Schwerverletzte oder Todes-
opfer könnten nicht ausgeschlossen wer-
den, sollte es während der Räumung zu
einer Explosion kommen. Dies zeig-
ten Simulationen. Im Gegensatz zu den
mittlerweile pensionierten Munitions-
spezialisten ist das VBS der Meinung,
dass sich das Risiko nicht grundsätzlich
verändert hat. Ein Teil der Dorfbewoh-
ner muss nun definitiv aus Mitholz weg-
ziehen. Auch sind die Schutzbauten für
Strasse und Bahn weiterhin nötig.

Ein etwas anderes Bild zeichnet ein
am späten Montagabend veröffentlich-
ter Bericht der Eidgenössischen Finanz-
kontrolle (EFK). Die Autoren äussern
sich grundsätzlich positiv, verweisen
aber auch auf gravierende Schwächen
des Projekts. Kritisiert werden insbe-
sondere das Risiko- und das Quali-

tätsmanagement sowie die Projektkul-
tur. Die zentrale Erkenntnis des Be-
richts lautet: Die Risiken bleiben hoch,
und die Unsicherheiten sind zahlreich.
Dies auch,weil zentrale Führungsinstru-
mente wie eine Szenarioplanung fehlen.

Die Verantwortung für das Projekt
liegt derzeit beim Generalsekretariat
des VBS, soll aber 2026 an die Arma-
suisse Immobilien übergehen. Die Räu-
mung ist ein Mammutprojekt: Rund 1,5
Millionen Kubikmeter Fels und Aus-
hubmaterial müssen bewegt, Tausende
Tonnen Altmunition sicher gebor-
gen, dekontaminiert und entsorgt wer-
den. Gleichzeitig gilt es, den Bahn- und
Strassenverkehr im engen Kandertal zu
schützen – zwei Schutzprojekte, die be-
reits als Teilprojekte integriert sind.

Blinde Flecken

Die Projektorganisation sei imGrundsatz
angemessen aufgestellt, schreibt die EFK.
Die Führungsstrukturen, etwa der Steue-
rungsausschuss, funktionierten, und das
Projekt werde von einem strategischen
Expertengremium begleitet. Doch es
fehlt an einer gemeinsamen Projektkul-
tur: UnterschiedlicheVerwaltungseinhei-
ten würden mit teilweise konträren An-
sätzen arbeiten, was zu Reibungsverlus-
ten und spürbarer Demotivation führe.
DieWerte – etwa gegenseitigeWertschät-
zung – seien zwar formal definiert, wür-
den aber nicht konsequent gelebt. Die

EFK fordert explizit Massnahmen zur
Stärkung der Zusammenarbeit.

Ein weiterer Schwerpunkt des Be-
richts liegt auf dem Risikomanagement.
Dieses wurde Anfang 2024 eingeführt
und ist aktiv – doch seine Durchgängig-
keit ist nicht gewährleistet. Risiken
auf Teilprojektebene und Gesamtpro-
jektebene seien nicht ausreichend ver-
knüpft, was Redundanzen und Lücken
begünstige.Obwohl es keine akuten Be-
drohungen gebe, seien beinahe alleTop-
risiken als «kritisch» eingestuft.Da aber
keine Risiken bekannt seien, die unmit-
telbares Handeln erforderten, sei diese
Darstellung zu alarmierend und ohne
Kontext schwer einschätzbar.

Auch beimQualitätsmanagement or-
tet die EFK Defizite. Bisher wurde es
dezentral geführt; ein übergeordnetes
Konzept fehlt und soll erst im Verlauf
dieses Jahres erstellt werden. In einem
derart langfristigen Projekt mit vielen
Schnittstellen sei dies problematisch.
Die Fachkontrolle in den Schutzprojek-
ten (Bahn, Strasse) hingegen sei vorbild-
lich – ein Pluspunkt, der auf die Erfah-
rung der beteiligten Partnerorganisatio-
nen zurückzuführen sei.

Laut heutigemWissensstand sind die
Ziele der Räumung laut EFK erreich-
bar. Doch es bestehen weiterhin gravie-
rende Unsicherheiten: etwa über Art
und Zustand der Munition, mögliche
technische Engpässe beim Zwischen-
lager oder verschärfte umweltrecht-

liche Anforderungen. Das Projekt plant
deshalb weiterhin mit einer Rückfall-
option – einer geordneten Überdeckung
des Areals mit Gestein – für den Fall,
dass eine vollständige Räumung nicht
möglich sein sollte.

Unsicherheiten minimieren

Die EFK empfiehlt, die Terminplanung
zu überarbeiten und eine Szenario-
planung zu erarbeiten. Zwar liege der
Fokus derzeit verständlicherweise auf
dem Start des Plangenehmigungs-
verfahrens 2026. Doch das ambitio-
nierte Projektziel – der Abschluss aller
Arbeiten bis 2045 – sei nur erreichbar,
wenn frühzeitig auf Verzögerungen
reagiert werden könne.

Laut EFK sind die Projektkosten
aktuell und plausibel geführt. Doch die
Kostensituation basiere teilweise noch
auf den Annahmen der Botschaft von
2022.Eine vollständige Überprüfung sei
erst für dieses Jahr geplant. Risiken wie
etwa Einsprachen gegen Plangenehmi-
gungen oder höhere Schadstoffbelastun-
gen könnten die Prognosen jedoch rasch
insWanken bringen.

Unter dem Strich attestiert die EFK
dem Projekt in Mitholz eine tragfähige
Planung und Führung. Doch sie fordert
gleichzeitig mehr Klarheit im Risiko-
und Qualitätsmanagement, eine bessere
Zusammenarbeitskultur und einen rea-
listischen Umgang mit Unsicherheiten.

Die Konfiguration
zeigte exemplarisch:
Für die Schweiz ist
das bilaterale Verhältnis
zur EU von eminenter
Bedeutung. Umgekehrt
gilt dies nicht annähernd.
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Die Reuss soll vor Gericht gehen können
Eine Initiative im Kanton Luzern fordert mehr Rechte für die Gewässer

MICHELE COVIELLO

Die Bürgerinnen und Bürger imKanton
Luzern könnten bald mit einer philoso-
phischen Frage vor dem Stimmzettel
sitzen: Soll es möglich sein, einen Fluss
vor Gericht zu verteidigen? Ja, finden
die Verfasser einer Initiative. Wenn ein
Bauer oder eine Fabrik die Reuss mit
Gülle oder Gift verschmutzen,wenn das
Amt für Umwelt Grenzwerte für Schad-
stoffe nicht durchsetzt: Dann dürfe das
nicht straflos bleiben.

Der Verein Rechtsperson Reuss sam-
melt seit gut einer Woche Unterschrif-
ten. In seiner Initiative steht: «Alle Ge-
sellschaftsmitglieder, auch nicht-mensch-
liche, sollen sich auf die Verfassung
stützen und ihre Rechte vor Gericht ein-
klagen können.» Die Vorlage fordert,
dass alle öffentlichen Gewässer im Kan-
ton Grundrechte erhalten. Ihnen soll
auch die Rechtspersönlichkeit zugespro-
chen werden – also der Status als Subjekt,
das imRechtssystem selber aktiv werden,
sich verteidigen und klagen kann.

Doch ist das für einen Fluss oder einen
See überhaupt möglich? Markus Schärli
ist einer derMitinitianten.Der 70-Jährige
sagt: «Auch Unternehmen oder Vereine
haben den Status als Rechtspersönlich-
keit, selbst Vermögen in Form einer Stif-
tung – nur die Natur nicht.» Das möchte
er ändern. Die Initianten schlagen Fol-
gendes vor: Das kantonale Parlament
müsste ein unabhängiges Gremium aus
Experten wie Hydrologen oder Umwelt-
ingenieuren bestimmen. Diese würden
quasi als Anwälte der Gewässer amten.
Sie würden überwachen, ob Normen
eingehalten werden. Sie würden klagen,
wenn es Verstösse gegeben hat.

Gesetze nicht eingehalten

Schärli ist Präsident desVereins Rechts-
person Reuss. Er hat einen Doktortitel
in Ökonomie, war SRF-Journalist und
begann gegen Ende seiner Berufstätig-
keit ein Rechtsstudium. Er sagt: «Die
Rechtspersönlichkeit ist die entschei-
dendeWährung.Wer nicht über sie ver-
fügt, hat im Rechtssystem nichts zu sa-
gen und kommt unter die Räder.»

Mit dem heutigen Bundesgesetz
über den Schutz der Gewässer kann es
zwar sein, dass der Kanton nach einem
Fehlverhalten zum Beispiel einen Bau-
ern büsst. «Die Strafen sind aber minim
und tun kaumweh», sagt Schärli.Zudem
gehe die Busse an den Staat. Damit sei
nicht garantiert, dass dieser die Gelder
einsetze, um die verlorene Biodiversität

wiederherzustellen. Die Initiative will
über die Einzelfälle hinausgehen. Denn
viel schwerer wiege die Gesamtsitua-
tion. «Es sind nicht Einzelne, die die Ge-
wässer verschmutzen, es sind alle zusam-
men», sagt Schärli, «deshalb braucht es
eine grundlegende Massnahme.»

Vielerorts ist dieWasserqualität in der
Schweiz bedenklich.AufAnfrage schreibt
das Bundesamt für Umwelt: «Obwohl
sich die Wasserqualität in gewissen Be-
reichen verbessert hat, erfüllt sie die ge-
setzlichen Mindestanforderungen vieler-
orts nicht.» Pestizide aus der Landwirt-
schaft und Arzneimittel aus Siedlungs-
abwasser würden viele Bäche und Flüsse
des Mittellandes und der Talebenen be-
einträchtigen. «Das Grundwasser ist ver-
breitet mit Nitrat und Abbauprodukten
von Pestiziden belastet. Deshalb kann es
mancherorts nur noch eingeschränkt als
Trinkwasser genutzt werden.»

Der Kanton Luzern ist ein beson-
deres Fallbeispiel. Rund um Sempa-
cher-, Hallwiler- und Baldeggersee liegt
die grösste Ansammlung an Schweine-
bauern der Schweiz. Sie bringen 1 Mil-
liarde Umsatz jährlich, sorgen für 3500

Arbeitsplätze – und für eine belastete
Umwelt.Die Luzerner Seen ringen nach
Luft. Grund dafür ist eine zu hohe Kon-
zentration an Phosphor. Er gelangt aus
den Ställen und den überdüngten Fel-
dern übers Regenwasser in die Seen.
Dort lässt er zuerst Algen übermässig
wuchern. Dann sterben sie ab und ent-
ziehen demWasser Sauerstoff – das tö-
tet Fischarten wie die Felchen.

Seen künstlich belüftet

Die Lage in den Seen hat sich in den
letzten Jahrzehnten zwar stark verbes-
sert, wie das Luzerner Departement für
Bau, Umwelt und Wirtschaft auf An-
frage schreibt.Aber: «Sempacher-,Bald-
egger- und Hallwilersee erfüllen die ge-
setzliche Anforderung an mindestens 4
Milligramm Sauerstoff pro Liter Was-
ser nicht zu jeder Zeit und müssen des-
halb künstlich belüftet werden.» Und
das passiert seit vierzig Jahren. Um die
drei Seen künstlich zu belüften, setzte
der Kanton Luzern laut SRF-Recher-
chen mehr als 130 Millionen Franken
Steuergelder ein.Wieso?

Es geht umwirtschaftliche Interessen.
Greift der Kanton in die Handelsfreiheit
der Bauern ein? Schränkt er ihre Arbeit
ein, ihre Einnahmen, um die Richt-
linien im Gewässerschutz einzuhalten?
Die Verbesserungen der Wasserquali-
tät zeigen: Ja, es wird etwas getan.Aber
immer noch zu wenig, finden die Initian-
ten. «Das Amt für Umwelt untersteht
einem Regierungsrat. Und dieser steht
wiederum unter dem Druck von Par-
teien und einer starken Lobby», sagt der
Initiant Markus Schärli.Deshalb würden
Interessen abgewogen. Und diejenigen
der Natur kämen da meistens zu kurz.

Mit der Initiative sollen die Gewäs-
ser aber im Recht «auf Augenhöhe mit
dem Verursacher» angehoben werden,
sagt Schärli. Die Grünen des Kantons
Luzern unterstützen dasVorhaben, auch
das Forum für Ethik und Ökologie, die
Klimagrosseltern Zentralschweiz sowie
Organisationen, die sich für die Rechte
von Tieren einsetzen.

In Zeiten des Klimawandels ist die
Idee aus dem Kanton Luzern nicht neu.
In Neuseeland hat der Fluss Whanga-
nui diesen Status erhalten. Auch dem

Mar Menor im Süden Spaniens wurde
die Rechtspersönlichkeit zugesprochen,
nachdem sich 2019 und 2021 zwei Kata-
strophen ereignet hatten: Tonnenweise
verendeten Fische. In der Schweiz hat
bisher 2017 Lisa Mazzone, die heutige
Präsidentin der Grünen, im National-
rat ein Postulat eingereicht. Sie forderte
die Rechtspersönlichkeit für die schmel-
zenden Gletscher. Der Bundesrat ant-
wortete verhalten, «es würde unserem
Rechtsverständnis zuwiderlaufen».Glet-
scher seien durch landschaftsschutz-
rechtliche Schonvorschriften und teil-
weise mittels Schutzzonen geschützt.

Schwierigkeiten bei Umsetzung

Ähnlich ist es für die Gewässer.Das gibt
die Rechtsprofessorin der Universität
Zürich Isabelle Häner zu bedenken. Ein
Kanton könne wie im Fall der Luzerner
Initiative «durchaus einen ‹Grundrechts-
schutz› für die Gewässer vorsehen».Das
gelte dann aber «einzig im Rahmen des
Bundesrechts». Überall dort, wo der
Bund bereits abschliessende Regelungen
getroffen hat, könne der Kanton keine
strengeren vorsehen, sagt Häner.

Laut der Rechtsprofessorin dürfte
die Initiative bei der Umsetzung
Schwierigkeiten bereiten, gerade weil
sie «sorgfältig mit dem übergeordneten
Recht in Einklang gebracht werden»
müsste. Häner stellt auch die Frage in
den Raum, wie viel Durchschlagskraft
die Gewässer als juristische Person tat-
sächlich hätten und ob sie in einem
Ernstfall bis vor Bundesgericht ge-
langen könnten. Das sei nur möglich,
wenn der Verfassungsgeber – im kon-
kreten Fall der Kanton Luzern – den
Schutz der Grundrechte der Gewässer
als staatliche Aufgabe festschreibe und
eine von der Verwaltung unabhängige
Behörde schaffe, welche diese Rechte
einfordere, erklärt Häner.

Das sind durchaus Punkte, die die
Initianten fordern. «Doch selbst dann
könnte diese Behörde nur inAusnahme-
fällen bis ans Bundesgericht gelangen»,
sagt Häner. Die Initianten hätten hohe
Ziele, die sie vermutlich nicht alle er-
reichen würden, mutmasst die Rechts-
professorin. Die Grundfrage ist philo-
sophisch. Sie ist auch idealistisch. Des-
halb wollen die Initianten auch nicht
vor diesen rechtlichen Hürden zurück-
schrecken. «Das gesamte Rechtssystem
ist ein von Menschen erdachtes Kon-
strukt», sagt Markus Schärli.Wenn man
wolle, gehe alles. Die Frage ist: Will es
die Luzerner Bevölkerung?

Vermögen können eine Rechtsperson sein.Wieso nicht auch ein Fluss wie die Reuss, fragt sich ein Verein. PIUS AMREIN / LZM

Alain Pichard rechnet mit dem Frühfranzösisch ab
Der bekannteste Lehrer der Schweiz spricht von einer «Vollkatastrophe»

SEBASTIAN BRIELLMANN

Alain Pichard kommt gerade aus dem
Klassenzimmer, als er das Telefon ab-
nimmt. «Es ist ein kompletter Unsinn»,
seufzt er in den Hörer, «wirklich ein Un-
sinn.» Pichard, 69,der «bekannteste Leh-
rer der Schweiz» («Sonntags-Zeitung»),
hat gerade den Französischunterricht in
einer dritten Klasse beendet. An einer
Brennpunktschule in Pieterlen, nahe bei
Biel. Als Notnagel, sagt er selbst. Eine
Klasse, 28 Schüler, von denen 80 Prozent
daheim kein Deutsch sprechen.Ein hoff-
nungsloses Unterfangen. Nicht aufgrund
der Schüler, «die sind die Opfer dieser
Farce»,sagtPichard,viele von ihnenkönn-
ten noch nicht einmal richtig Deutsch –
«wie sollen sie dann Französisch lernen?
Und mit diesen Lehrmitteln?» Nein, für
Pichard bestätigt sich hier dieser «monu-
mentale Irrtum – eine Vollkatastrophe».

Jetzt könnte sich aber etwas ändern,
dasFrühfranzösisch gerät politisch unter
Druck. In Appenzell Ausserrhoden ist
der Ausstieg beschlossene Sache. Wei-
tere Kantone könnten folgen. Thur-
gau, Schwyz, Bern, Aargau, Luzern,
St. Gallen. Späte Genugtuung verspürt
Pichard aber nicht. Er, der seit 46 Jah-

ren in den Klassenzimmern dieses Lan-
des wirkt. Und einfach nicht aufhört,
weil er es kann, weil es ihm immer noch
Spass macht, weil es ihn braucht. Be-
reits vor zwei Jahren sagte er,dass es nun
genug sei («auch wenn mir das niemand
glaubt»).Er musste selbst lachen.Er hat
es sich ja selbst nicht geglaubt.Weil ihn
das Lehrersein nicht loslässt.

Studienergebnisse ignoriert

Und vielleicht noch mehr die Entwick-
lungen in der Schule, die Reformen, der
Lehrplan 21 – und eben: dieses Frühfran-
zösisch. Pichard ruft ins Telefon: «Das
war die unsinnigste Reform aller Zeiten.
Schreiben Sie das. In Grossbuchstaben.»

Das sagt Pichard nicht aus einer
Laune heraus. Seine Verärgerung
kommt von tief drinnen, aber er begrün-
det sie nicht nur mit seiner Erfahrung
und seinen Kenntnissen über Sprach-
erwerb, sondern auch mit der Studien-
lage.Pichard war schon seit Beginn einer
von wenigen Lehrern, die sich gegen die
Einführung des Frühfranzösisch ausge-
sprochen haben.Er begrüsste den dama-
ligenModus, bei dem vor derMittelstufe
keine Fremdsprachen unterrichtet wur-

den. Auch medial, was Pädagogen nur
ungern tun, weil sie oft von den Politi-
kern dafür getadelt werden.

Dafür wurde er beschimpft.DerVor-
wurf: Er wolle das Französisch aus der
Schule verbannen. Pichard sagt: «Im
Gegenteil, ich will das Französisch nicht
schwächen, sondern stärken. Ich bin
überzeugterFranzösischlehrer.»Es seien
dieBefürworter desFrühfranzösisch,die
dafür gesorgt hätten, dass die Schüler
immer schlechter würden, eine Landes-
sprache zum «Hassfach» geworden sei.

Schon vor derEinführung haben Stu-
dien ausDeutschland im Jahr 2005 erge-
ben,dass denSchülern nicht geholfen ist,
wenn sie so frühmit einer Fremdsprache
in Kontakt kommen. Sei es Französisch
oder Englisch. Pichard sagt: «Man blen-
dete alles aus, was dagegen sprach. Nie
mehr darf eine unheiligeAllianz ausVer-
waltung, Politik und Wissenschaft einer
ganzen Generation von Schülerinnen
undSchülernund ihrenLehrkräften eine
solcheReformaufzwingen.Unddie päd-
agogischen Hochschulen und der Leh-
rerverband sind ‹nachgejoggelt›.»

Bis heute halten diese Kreise an der
Sinnhaftigkeit des Frühfranzösisch fest.
Obschon die Reform Hunderte Millio-

nen Franken gekostet haben dürfte und
nichts gebracht hat. «Riesige Investitio-
nen und keine Rendite» – deshalb halte
man daran fest, sagt Pichard, niemand
wolle (teure) Fehler zugeben. Man ma-
che mit diesem «Irrsinn» weiter und
glaube immer noch, man könne den
Kindern mit drei Lektionen pro Woche
via «Sprachbad» das Französisch ein-
fliessen lassen. Unterrichtet von Unter-
stufenlehrern, die die Sprache oft unge-
nügend beherrschten. «Heraus kommt
ein Küchenrezept-Französisch.» Pichard
lacht. Es hilft nur Galgenhumor.Und es
klingt auch ein wenig nachVerzweiflung.

Sorge um die Zukunft

Heute sind die Französischkenntnisse
schlechter denn je. Nur 10 Prozent der
Unterstufenschüler erreichen beim
Sprechen das Grundniveau, also die
niedrigste Stufe. Pichard sagt: «Das ver-
zeihe ich den Reformeiferern nie.» Sie
hätten eine Landessprache und «eine
wunderbare Sprache mit dieser ver-
korksten Reform an die Wand gefah-
ren». Vielleicht für immer. Immerhin
werde er nicht mehr beschimpft. Aber
wohl eher darum, vermutet er, weil er

nun auch Politiker sei. Pichard sitzt für
die GLP im Berner Kantonsparlament.
«Da hat man offenbar eine gewisse
Aura.» Ein schwacher Trost.

Aber ist denn gar nichts mehr zu ret-
ten? Pichard ist skeptisch.Es brauche eine
Kehrtwende, aber dazu fehle der Mut. Er
glaube erst an eine «Wende zum Guten»,
wenn Französisch frühestens ab der Mit-
telstufe unterrichtet werde. Derzeit, sagt
Pichard desillusioniert, befürchte er eher,
dass sich – wie in der Ostschweiz – das
ohnehin schon dominierende Englisch
vollends durchsetze. «Dann stirbt Franz
wirklich.» Es wäre eine Tragödie.

Darum fordert er ein sofortiges Um-
denken,einenMarschhalt.Mit der Strei-
chung vonFrühfranzösisch könnten zeit-
liche und finanzielle Ressourcen freige-
macht werden. «Es ist besser, etwas gar
nicht zu unterrichten, als es schlecht
zu tun.» Alain Pichard wird auch diese
Woche seine Drittklässler wieder in
Französisch unterrichten. Lieder singen,
Dialoge lernen, den Markt in Biel be-
suchen. «Bringen wird es diesen jungen
Knirpsen wohl wenig. Sie müssten jetzt
vorab einmal gründlichDeutsch lernen.»
Aber Pichard ist immer noch da. Jeder
«Reformruine» zum Trotz.
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